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4. Wahlperiode 


Drucksache lV/1211 


Der Bundesminister der Finanzen 

II B/1 - At 0238 - 11/63 


Bonn, den 24. April 1963 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Gesellschaftsrechtliche Neuordnung im Kernforschungs- 
zentrum Karlsruhe; 

hier: Übertragung des Geschäftsanteils des Bundes an 
der Kernreaktor-Bau- und Betriebsgesellschaft 
mbH (K I) an die Gesellschaft für Kernforschung 
mbH (K II) 

Bezug: § 47 Abs. 3 der Reichshaushaltsordnung 


Das heutige Kernforschungszentrum Karlsruhe entstand aus der 
im Jahre 1956 gegründeten Kernreaktor-Bau- und Betriebsge- 
sellschaft mbH (K I). An deren Stammkapital von jetzt 60 Mio 
DM sind beteiligt 

zu 30 V. H. der Bund, 

zu 20 V. H. das Land Baden-Württemberg, 

zu 50 V. H. die Kernreaktor-Finanzierungs-GmbH (KFG), 
deren Gesellschafter überwiegend Unter- 
nehmen der Privatindustrie sind. 

Der Zweck des Unternehmens ist nach dem Gesellschaftsvertrag 
vom 19. Juli 1956 

a) die Gewinnung, Sammlung und Auswertung wissenschaft- 
licher Erkenntnisse und Erfahrungen beim Bau und Betrieb 
einer Reaktorstation für die friedliche Entwicklung und 
Nutzbarmachung der Kernenergie, 

b) die Förderung der praktischen Ausbildung wissenschaftli- 
chen und technischen Nachwuchses, 

c) der Bau und Betrieb einer Reaktorstation und der damit ver- 
bundenen Anlagen und Forschungseinrichtungen. 

Die Gesellschaft dient ausschließlich und unmittelbar gemein- 
nützigen Zwecken. 

Die dem Gesellschaftszweck dienenden Anlagen sollten aus den 
Einzahlungen auf das Gesellschaftskapital finanziert werden. 
Das ursprünglich auf 30 Mio DM festgesetzte Kapital deckte 
die Kosten nicht und mußte im Jahre 1957 auf 40 Mio DM und 
im Jahre 1959 auf 60 Mio DM erhöht werden. 
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Auch das erhöhte Kapital reichte zur Finanzierung der drin- 
gend notwendigen Forschungsanlagen und -maßnahmen nicht 
aus. Als die KFG sich nicht mehr an neuen Erhöhungen des 
Stammkapitals zur Finanzierung des weiteren Ausbaues des 
Karlsruher Forschungszentrums beteiligen wollte, kam es zur 
Gründung der Gesellschaft für Kernforschung GmbH (K II), an 
der sich nur der Bund und das Land Baden-Württemberg betei- 
ligten, und zum Abschluß des Konsortialvertrages vom 27. Juni 
1959, in dem Bund und Land u. a. vereinbarten, die erheblichen 
Kosten der Investitionen, weiche nunmehr die Gesellschaft 
K II durchführen sollte, allein zu tragen. 

Die öffentliche Hand verpflichtete sich ferner zur Entlastung 
der Gesellschaft K I und damit der an ihr zu 50 v. H. beteilig- 
ten KFG die Deckung sonstiger Kosten zu übernehmen, die 
nach der ursprünglichen Planung von der Gesellschaft K I aus 
Gesellschaftsmitteln finanziert werden sollten. 

Der Investitionsmittelbedarf für das Kernforschungszentrum 
Karlsruhe beträgt über die aus dem Gesellschaftskapital der Ge- 
sellschaft K I finanzierte Reaktorstation hinaus nach dem Stand 
des Investitionsprogramms vom 1. Februar 1962 rd. 300 Mio 
DM (ohne den Mehrzweckforschungsreaktor und die Versuchs- 
und Ausbildungsstätte für Strahlenschutz in Neuherberg). 

Die Belriebskostenzuschüsse der Gesellschafter Bund und Land 

sind für das Rechnungsjahr 1963 mit 

20,5 Mio DM für die Gesellschaft K 1 und 

38 Mio DM für die Gesellschaft K II veranschlagt. 

Die Gesellschafter der K II, das sind 
zu 75 V. H. der Bund und 
zu 25 V. H. das Land Baden-Württemberg, 

tragen jetzt allein die Investitions- und Betriebskosten des 
Kernforschungszentrums. Die Gesellschafter beider Unterneh- 
men sind sich darüber einig, daß die Gesellschaft K II in Zu- 
kunft alleiniger Träger des Kernforschungszentrums Karlsruhe 
sein soll. Auch der Bundesrechnungshof hat in seinem Prü- 
fungsbericht vom 24. April 1961 die Zusammenfassung der bei- 
den Gesellschaften empfohlen. 

Die an der Gesellschaft K I mit 50 v. H. des Stammkapitals 
(30 Mio DM) beteiligte KFG hat It. Gesellschafterbeschluß vom 
15. März 1963 ihre Geschäftsführung ermächtigt, ihren Ge- 
schäftsanteil unentgeltlich an die Gesellschaft K II zu übertra- 
gen. Die Gesellschafter Bund und Land Baden-Württemberg be- 
absichtigen, ihre Geschäftsanteile in Höhe von 30 v. H. (18 Mio 
DM) bzw. 20 V. H. (12 Mio DM) gleichfalls unentgeltlich an die 
Gesellschaft K II zu übertragen. Das Stammkapital der Gesell- 
schaft K II von 1 Mio DM soll unverändert mit 750 000 DM vom 
Bund und mit 250 000 DM vom Land Baden-Württemberg gehal- 
ten werden. 
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Nach der Übernahme der Anteile soll die Gesellschaft K II als 
Alleingesellschafter der K I gemäß § 15 i. V. mit §§1,3 und 24 
des Gesetzes über die Umwandlung von Kapitalgesellschaften 
und bergrechtlichen Gewerkschaften vom 12. November 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 844) beschließen, daß das Vermögen der 
Gesellschaft K I unter Ausschluß der Abwicklung auf die Gesell- 
schaft K II übertragen wird. Mit der Eintragung dieses Gesell- 
schafterbeschlusses wird das Vermögen der Gesellschaft K I 
einschließlich der Schulden auf die Gesellschaft K II übergeben. 

Die weitere enge Zusammenarbeit der Gesellschafter der aus- 
scheidenden KFG mit der neuen Gesellschaft K II soll durch be- 
sondere Abmachungen sichergestellt werden, die sich insbeson- 
dere auf die Benutzung des Reaktors und auf die Bekanntgabe 
von Schutzrechten beziehen. Die Leistungen der KFG sollen da- 
durch anerkannt werden, daß aus dem Kreis ihrer Gesellschaf- 
ter Persönlichkeiten in den Aufsichtsrat der neuen Gesellschaft 
gewählt werden sollen. 

Ich bitte, gemäß § 47 Abs. 3 der Reichshaushaltsordnung die Zu- 
stimmung des Bundestages zu der Übertragung des Bundesan- 
teils an der Gesellschaft K I auf die Gesellschaft K II herbei- 
zuführen. 


In Vertretung 

Grund 
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